
Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
II/1 — 68070 — 5816/68 

Bonn, den 31. Juli 1968 

Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 

Drucksache V/3206 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Verkehrspolitik in der Europäischen Wirt-

schaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine erste Richtlinie des Rats zur Anpassung der nationalen 
Systeme der Steuern für Nutzfahrzeuge. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 17. Juli 1968 
dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein-
schaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt-
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions-
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt, der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 
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Vorschlag für eine erste Richtlinie des Rats 

zur Anpassung der nationalen Systeme der Steuern 

für Nutzfahrzeuge 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
seine Artikel 75 und 99, 

gestützt auf die Entscheidung Nr. 65/271/EWG 
des Rats vom 13. Mai 1965 über die Harmonisie-
rung bestimmter Vorschriften, die den Wettbewerb 
im Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr 
beeinflussen 1), und insbesondere ihren Artikel 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verwirklichung einer gemeinsamen Verkehrs-
politik setzt die Harmonisierung der Bestimmungen 
der Mitgliedstaaten über die Steuern für Nutzfahr-
zeuge voraus. Diese Harmonisierung müßte durch 
eine Anpassung der nationalen Steuersysteme nach 
gemeinsamen Grundsätzen und Gesichtspunkten in 
der Sicht auf die Abgeltung der Straßenbenutzung 
erfolgen. 

Diese Anpassung muß stufenweise verwirklicht 
werden. Die erste Stufe soll sich auf die Harmoni-
sierung der Strukturen der Steuersysteme beschrän-
ken, das heißt der Berechnungsgrundlagen, der 
Durchführungsbestimmungen und der Beziehungen 
zwischen den für die einzelnen Steuerklassen anzu-
wendenden Sätze. 

Dabei soll es den Mitgliedstaaten überlassen blei-
ben, die allgemeine Höhe der Besteuerung festzu-
setzen; der endgültigen Wahl des Abgeltungs-
systems  für die Wegebenutzung wird somit nicht 
vorgegriffen. 

Es muß auf die wirtschaftliche Zweckbestimmung 
verwiesen werden, die sich bei den Kraftfahrzeug-
steuern dadurch ergibt, daß eine Abgabe für die 
Benutzung der Straßen eingeführt wird, welche die 
zur Zeit für das Halten oder den Verkehr von Nutz-
fahrzeugen erhobenen Steuern ersetzt. Diese Ab-
gabe soll nach dem zulässigen Gesamtgewicht des 
Fahrzeugs erhoben werden. Die Steuersätze müssen 
so angesetzt werden, daß sie den jeweiligen Anteil 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 88 
vom 24. Mai 1965, Seite 1500/65 

an den durch den Verkehr der einzelnen Fahrzeuge 
verursachten Kosten widerspiegeln. Zu diesem - 
Zweck müssen die Unterschiede zwischen den für 
die verschiedenen Steuerklassen anzuwendenden 
Sätze in absolutem Wert gleich den Unterschieden 
sein, die zwischen den Beträgen der jährlich im 
Durchschnitt von Fahrzeugen dieser selben Klassen 
verursachten Grenzkosten der Benutzung festgestellt 
werden, und zwar unter Berücksichtigung der auf 
diesem Verkehr lastenden Treibstoffsteuern. 

Die Abgabe für die Benutzung der Straßen ist auf 
alle Nutzfahrzeuge ohne Rücksicht auf ihre Bestim-
mung oder Verwendung anzuwenden; ausgenommen 
sind lediglich die Fahrzeuge der Streitkräfte und der 
Polizei. Zur Berücksichtigung von besonderen Fällen 
sollte die obligatorische oder freiwillige Gewährung 
von Steuerbefreiungen oder -ermäßigungen oder 
die Auflage von Steuererhöhungen vorgesehen 
werden  — 

HAT  FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1970 passen die Mit-
gliedstaaten ihre Systeme der Steuern für Nutzfahr-
zeuge nach den Vorschriften dieser Richtlinie an. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 genannten Steuersysteme um-
fassen folgende Steuern und Abgaben: 

— Belgien 
taxe de circulation sur les véhicules automobiles. 

— Deutschland 
Kraftfahrzeugsteuer. 

— Frankreich 
a) taxe spéciale pour l'usage des infrastructures 

routières; 
b) taxe différentielle. 

— Italien 
a) tassa di circolazione sugli autoveicoli; 
b) tassa addizionale del 5 % sulle tasse di 

circolazione. 

— Luxemburg taxe de circulation sur les véhicules 
automoteurs. 

-.- Niederlande 
motorri j tuigenbelasting. 
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Artikel 3 

Nutzfahrzeuge im Sinne dieser Richtlinie sind alle 
Straßenfahrzeuge, die mit einer mechanischen An-
triebsvorrichtung versehen sind, ihre Anhänger und 
Sattelanhänger, ohne Rücksicht auf ihre Bestimmung 
und Verwendung, mit folgenden Ausnahmen: 

a) Fahrzeuge, die aufgrund ihrer Bauweise und ihrer 
Ausrüstung geeignet und vorgesehen sind, weni-
ger als zehn Personen einschließlich des Fahrers 
zu befördern; 

b) Fahrzeuge, die aufgrund ihrer Bauweise und 
ihrer Ausrüstung wahlweise oder gleichzeitig 
zur Personen- und Güterbeförderung benutzt 
werden können, wenn sie nicht mehr als neun 
Personen einschließlich des Fahrers befördern 
können oder wenn ihr zulässiges Gesamtgewicht 
im Sinne von Artikel 6 drei Tonnen nicht über-
schreitet; 

c) Fahrzeuge der Streitkräfte und der Polizei. 

Artikel 4 

Jeder Mitgliedstaat hebt seine in Artikel 2 auf-
geführten Steuern und Abgaben auf und ersetzt sie 
durch eine Abgabe für die Benutzung der Straßen. 

Die Mitgliedstaaten dürfen keine anderen Steuern 
und Abgaben auf den Verkehr oder das Halten von 
Nutzfahrzeugen einführen. 

Artikel 5 

Die Abgabe für die Benutzung der Straßen wird 
fällig, wenn das Nutzfahrzeug auf öffentlichen 
Wegen verkehrt. 

Artikel 6 

Bemessungsgrundlage der Abgabe für die Be-
nutzung der Straßen ist das zulässige Gesamtgewicht 
des Nutzfahrzeugs. 

Es ist dies das Gewicht eines Fahrzeugs im Still-
stand und in fahrbereitem Zustand, zuzüglich seiner 
höchstzulässigen Ladung, einschließlich des Gewichts 
des Fahrers und aller anderen gleichzeitig beför-
derten Personen. 

Artikel 7 

1. Für die Abgabe für die Benutzung der Straßen 
werden je nach der Verwendung der Nutzfahrzeuge 
getrennte Steuertarife erstellt. 

Jeder Tarif enthält Steuerklassen, denen die Nutz-
fahrzeuge nach ihrer Kategorie und ihrem zulässi-
gen Gesamtgewicht zuzuordnen sind. 

Die Fahrzeugkategorie ergibt sich aus der Zahl 
der Achsen des Fahrzeugs und deren Anordnung so-
wie gegebenenfalls aus der Bauweise des Fahrzeugs. 

2. Es ist zwischen folgenden Fahrzeugkategorien 
zu unterscheiden: 

- Kraftfahrzeug mit zwei Achsen; 

— Kraftfahrzeug mit drei Achsen; 

— Satteleinheit mit einem Sattelanhänger mit einer 
Achse, der an einen Sattelschlepper mit zwei 
Achsen gekoppelt ist; 

- Satteleinheit mit einem Sattelanhänger mit zwei 
Achsen, der an einen Sattelschlepper mit zwei 
Achsen gekoppelt ist; 

— Satteleinheit mit einem Sattelanhänger mit einer 
Achse, der an einen Sattelschlepper mit drei 
Achsen gekoppelt ist; 

- Satteleinheit mit einem Sattelänhänger mit zwei 
Achsen, der an einen Sattelschlepper mit drei 
Achsen gekoppelt ist; 

— Anhänger mit zwei Achsen; 

— Anhänger mit drei Achsen. 

3. Die Sätze der Abgabe für die Benutzung der 
Straßen werden nach Gesamtgewichtsstufen differen-
ziert, die unter Berücksichtigung der in Artikel 9 ent-
haltenen Angaben festgesetzt sind. Diese Stufen 
dürfen 500 Kilogramm nicht unterschreiten. 

Artikel 8 

Steuerpflichtiger ist die natürliche oder juristische 
Person, auf deren Namen das Nutzfahrzeug zuge-
lassen ist; bei nicht zugelassenen Nutzfahrzeugen 
die natürliche oder juristische Person, die es benutzt 
oder betreibt. 

Artikel  

1. Bei der Festsetzung der Sätze der Angaben 
für die Straßenbenutzung nach den Vorschriften in 
Artikel 10 sind folgende Grunddaten zu berück-
sichtigen, die auf Grund der durchschnittlichen, für 
das gesamte Staatsgebiet geltenden Einsatzbedin-
gungen der Fahrzeuge der einzelnen Steuerklassen 
pro Fahrzeug und pro Jahr ermittelt werden: 

a) Summe der Grenzkosten der Benutzung; 

b) Summe der Treibstoffsteuern; 

c) Unterschied zwischen a) und b). 

Diese Grunddaten werden nur insoweit berück-
sichtigt, als sie sich auf die Verkehrswege außer-
halb von Ortschaften beziehen. 

2. Bei Anwendung der Vorschriften des Ab-
satzes 1 gilt folgendes: 

a) Die Grenzkosten der Benutzung entsprechen dem 
Betrag, um den sich die Ausgaben für die Unter-
haltung, die Erneuerung, den Betrieb und die 
Verwaltung der Straßen durch eine zusätzliche 
Verkehrseinheit erhöhen; 
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b) Die Treibstoffsteuern sind folgende Steuern aul 
Dieselöl, Benzin und alle sonstigen zuni Antrieb 
eines Nutzfahrzeugs benutzten Treibstoffe: 

— Belgien: 	droits d'accise 

— Deutschland: Mineralölsteuer 

- Frankreich: taxe intérieure 

- Italien: 	diritti di fabbricazione 

— Luxemburg: droits d'accise 

— Niederlande: accijns. 

3. Die Grenzkosten der Benutzung werden von 
den Mitgliedstaaten nach den Methoden ermittelt, 
die bei der Durchführung der in Artikel 3 der Ent-
scheidung Nr. 65/270/EWG des Rats vom 13. Mai 
1965 zur Anwendung von Artikel 4 der Entschei-
dung Nr. 64/389/EWG des Rats vom 22. Juni 1964 
zur Durchführung einer Enquete über die Wege

-

kosten des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffs-
verkehrs 2) vorgesehenen Musteruntersuchung defi-
niert worden sind. 

Artikel 10 

Die Sätze der Abgaben für die Straßenbenutzung 
für Nutzfahrzeuge der einzelnen Steuerklassen sind 
innerhalb jedes Steuertarifs so angesetzt, daß — auf 
das Jahr bezogen — die Unterschiede zwischen 
ihnen in absoluten Werten den Unterschieden ent-
sprechen, die sich zwischen den nach Artikel 9 
Absatz 1 Buchstabe c festgestellten Beträgen er-
geben. 

Artikel 11 

Die Sätze der Abgabe für die Benutzung der 
Straßen müssen überprüft werden, wenn sich die in 
Artikel 9 Absatz 1 aufgeführten Grunddaten so ver-
ändern, daß die Unterschiede zwischen den einzel-
nen Steuerklassen in absoluten Werten wesentlich 
differieren können. 

Artikel 12 

1. Die Mitgliedstaaten befreien folgende Nutz-
fahrzeuge von der Abgabe für die Benutzung der 
Straßen: 

a) landwirtschaftliche Zugmaschinen mit wenigstens 
einer Achse, einschließlich der gummibereiften 
oder kettengetriebenen Kraftfahrzeuge, deren 
Funktion im wesentlichen in der Zugleistung be-
steht, und die besonders zum Ziehen, Schieben 
oder zur Beförderung oder Betätigung bestimm-
ter Geräte oder Maschinen oder Anhänger ein-
gerichtet sind, die zur Verwendung in land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben bestimmt sind; 

b) selbstfahrende landwirtschaftliche Maschinen so-
wie landwirtschaftliche Fahrzeuge und Geräte, 
die von Zugmaschinen geschleppt werden, ein- 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 88 
vom 24. Mai 1965, Seite 1473/65 

schließlich der landwirtschaftlichen Anhänger 
und Sattelanhänger und der landwirtschaftlichen 
Maschinen und Geräte; 

c) Fahrzeuge für den Straßenbau, einschließlich 
aller Fahrzeuge, die für Zwecke eines Straßen-
bauunternehmens besonders geeignet sind und 
üblicherweise nicht im Straßengüter- und -per-
sonenverkehr verwendet werden. 

2. Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission die Liste der Nutzfahr-
zeuge, die die Mitgliedstaaten von der Entrichtung 
der Abgabe für die Benutzung der Straßen befreien, 
abändern. 

Artikel 13 

1. Jeder Mitgliedstaat kann nach Anhörung der 
Kommission Befreiungen, Ermäßigungen oder Er-
höhungen der Abgabe für die Benutzung der Stra-
ßen vornehmen. 

Betreffen die Befreiungen, Ermäßigungen oder Er-
höhungen Nutzfahrzeuge für den Personen- oder 
Güterverkehr, so müssen sie sich auf die in Artikel 9 
Absatz 1 genannten Grunddaten stützen. 

2. Die Modalitäten für die Befreiungen, Ermäßi-
gungen oder Erhöhungen werden von jedem Mit-
gliedstaat festgesetzt. 

Artikel 14 

Wenn die Sätze der Treibstoffsteuern nach Treib-
stoffarten stark voneinander abweichen, werden die 
Sätze der Abgabe für die Benutzung der Straßen 
unter Berücksichtigung der in Artikel 9 Absatz 1 
genannten Grunddaten entsprechend der Art des 
verwendeten Treibstoffs untergliedert. 

Artikel 15 

1. Die Abgabe für die Benutzung der Straßen wird 
im voraus erhoben. Sie wird fällig, sobald das Nutz-
fahrzeug in den Verkehr gebracht wird. 

Sie wird für Zeiträume erhoben, deren Dauer von 
jedem Mitgliedstaat festgelegt wird und die nicht 
kürzer als drei Monate sein kann. 

2. Für Nutzfahrzeuge, die unregelmäßig oder mit 
Unterbrechungen verkehren, kann genehmigt wer-
den, daß die Abgabe für einen Monat oder einen 
Tag auf Grund von Monats- oder Tagessätzen ent-
richtet wird. 

Die Durchführungsbestimmungen hierzu werden 
von jedem Mitgliedstaat erlassen. 

3. Die Einführung der in Absatz 2 genannten Mo-
nats- oder Tagessätze darf weder die Entrichtung 
von Zuschlägen noch die Erhebung irgendwelcher 
Abgaben oder Gebühren nach sich ziehen. 
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Artikel 16 

Jeder Steuerpflichtige kann durch eine Erklärung, 
die unter den von den Mitgliedstaaten festgesetzten 
Voraussetzungen abgegeben wird, die Stillegung 
eines Nutzfahrzeugs bewirken. 

Die Stillegung eines Nutzfahrzeugs verpflichtet 
dazu, dem Steuerpflichtigen eine Rückerstattung der 
Abgabe zu gewähren, soweit die Stillegung für 
mindestens einen Monat erfolgt. Der zu erstattende 
Betrag wird auf Grund der in Artikel 15 Absatz 2 
genannten Monats- oder Tagessätze ermittelt. 

Artikel 17 

Jede Änderung, die sich auf die Besteuerung 
eines Nutzfahrzeugs auswirkt, muß vom Steuer-
pflichtigen unverzüglich gemeldet werden. Der sich 
aus der Änderung ergebende Satz ist von dem 
Zeitpunkt an anzuwenden, an dem die Änderung 
stattgefunden hat. 

Der Steuerpflichtige hat ein Anrecht auf Erstat-
tung der vorher gezahlten Beträge, entsprechend der 
noch bis zum Ende des Zeitraums verbleibenden 
Zeit, für den die Abgabe entrichtet wurde. Die Ab-
rechnung wird auf der Grundlage der Tages- oder 
Monatssätze vorgenommen, die sich aus Artikel 15 
Absatz 2 ergeben. 

Artikel 18 

Die Satteleinheiten, die aus Sattelschlepper und 
Sattelanhänger bestehen, sind auf Antrag des Ste il-
erpflichtigen entweder als Einheit mit unveränder-
licher Zusammensetzung oder als Einheit mit ver-
änderlicher Zusammensetzung zu versteuern. 

Wenn sich die Erklärung auf eine Einheit mit un-
veränderlicher Zusammensetzung bezieht, ist der 
Satz nach der Steuerklasse des Fahrzeugs festzuset-
zen, die dieser Satteleinheit entspricht. 

Wenn sich die Erklärung auf eine Einheit mit ver-
änderlicher Zusammensetzung bezieht, wird der an-
zuwendende Satz auf der Grundlage der Zusam-

mensetzung errechnet, die in die höchste Steuer-
klasse fällt. 

Artikel 19 

Die Abgabe für die Benutzung der Straßen ist von 
einem Mitgliedstaat 

a) auf seine eigenen Nutzfahrzeuge, die auf dem 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates ver-
kehren; 

b) nut Nutzfahrzeuge, die  in anderen Mitgliedstaa-
ten zugelassen sind und auf seinem Hoheitsge-
biet verkehren, 

unter den Voraussetzungen anzuwenden, die in der 
Verordnung des Rats Nr. ... vom ... über 
die Beseitigung der Doppelbesteuerung bei der 
Kraftfahrzeugsteuer im grenzüberschreitenden Ver-
kehr festgesetzt sind. 

Artikel 20 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission vor 
dem 1. Juli 1969 die Ergebnisse der Ermittlung der 
Grenzkosten der Benutzung, die in Anwendung von 
Artikel 9 Absatz 3 durchgeführt wird, sowie die 
Entwürfe der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
mit, die sie für die Anwendung der vorliegenden 
Richtlinie zu erlassen gedenken. 

Nach Gegenüberstellung der obengenannten Er-
gebnisse unter Mitwirkung des in Artikel 5 der 
Entscheidung Nr. 65/270/EWG genannten Ausschus-
ses von Regierungssachverständigen überprüft die 
Kommission die Übereinstimmung der Entwürfe mit 
den Bestimmungen dieser Richtlinie und insbeson-
dere ihres Artikels 10. Sie kann vor dem 1. Okto-
ber 1969 diesbezügliche Stellungnahmen oder Emp-
fehlungen an die Mitgliedstaaten richten. 

Artikel 21 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich-
tet. 

Geschehen zu Brüssel, u n 

Im Namen des Ruts 

Der Präsident 
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Begründung 

I. Allgemeine Bemerkungen 

1. Auf der Tagung des Rats am 13. und 14. De-
zember 1967 über Verkehrsfragen hat die Kommis-
sion erklärt, sie werde vor dem 1. Juli 1968 Vor-
schläge über die Harmonisierung der Steuerstruk-
turen für Nutzfahrzeuge vorlegen unter Berücksich-
tigung des Artikels 2 der Entscheidung Nr. 65/271/ 
EWG des Rats vom 13. Mai 1965'), in einer Weise, 
die den von den verschiedenen Fahrzeugarten zu 
tragenden Teil an den Kosten ausdrückt, die die 
Benutzung der Verkehrswege für die Allgemeinheit 
verursacht. Mit der Abgabe dieser Erklärung lei-
stet die Kommission ihrem Bestreben Folge, das sie 
in ihrer Mitteilung vom 10. Februar 1967 über die 
gemeinsame Verkehrspolitik nach der Entschließung 
des Rats vom 20. Oktober 1966 bekundet hatte. Der 
Rat hat in seinem Beschluß Nr. 67/790/EWG vom 
14. Dezember 1967 2) den dabei aufgestellten Zeit-
plan und die allgemeine Linie gebilligt. 

Es wird darauf hingewiesen, daß der genannte Ar-
tikel 2 der Entscheidung Nr. 65/271/EWG wie folgt 
lautet: 

„Mit Wirkung vom 1. Januar 1968 werden im 
Güterverkehr die Berechnungsgrundlagen für 
die Kraftfahrzeugsteuer und für die Besteue-
rung der Binnenschiffe vereinheitlicht." 

2. Das Ziel des Vorschlages der Kommission an 
den Rat besteht darin, die Besteuerung der Nutz-
fahrzeuge in den Ländern der Gemeinschaft auf zu-
verlässige wirtschaftliche Grundlagen zu stützen, 
dank der Tatsache, daß bei Bestimmung der Steuer-
strukturen, das heißt der Beziehungen zwischen den 
auf die einzelnen Fahrzeugkategorien anzuwenden-
den Steuern, die durch den Verkehr jeder einzelnen 
Kategorie verursachten Kosten berücksichtigt wer-
den. 

Dieser Vorschlag ist auf dem Gebiet der konkreten 
Maßnahmen das erste Ergebnis der Arbeiten über 
die Wegekosten, die die Dienststellen der Kommis-
sion 1961 eingeleitet haben. Diese Arbeiten umfaß-
ten insbesondere die durch die Entscheidung des 
Rats Nr. 65/270/EWG vom 13. Mai 1965 3) vorge-
schriebene Durchführung einer Erhebung der Wege

-

ausgaben für das Jahr 1966 und die Durchführung 
einer Musteruntersuchung, die von der Kommission 
unter Mitarbeit von Sachverständigen aller Mit-
gliedstaaten bei der Behandlung der theoretischen 
Aspekte und der Dienststellen der französischen Re-
gierung für die zahlenmäßigen Anwendungen durch-
geführt wurde. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 68 
vom 24. Mai 1965, Seite 1500,65 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 322 
vom 30. Dezember 1967, Seite 4 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschatten Nr. 88 
vom 24. Mai 1965, Seite 1473/65 

Im Zusammenhang mit dem vorliegenden Vorschlag 
ist insbesondere die Bedeutung dieser Musterunter-
suchung zu unterstreichen. Das Ziel, das der Rat ihr 
gesetzt hat, war die Definition der Anwendungsbe-
dingungen der einzelnen Lösungsmöglichkeiten auf 
dem Gebiet der Zurechnung der Wegekosten und 
der Abgeltung der Benutzung der Verkehrswege: 
Wirtschaftliche Entgelte; Haushaltsausgleich; Ent-
wicklungskosten; wirtschaftliche Vollkosten. 

Die Ergebnisse sind zweifellos nicht ausreichend, 
um schon jetzt endgültig die Frage der Wahl zwi-
schen diesen Lösungen zu beantworten. Die Tat-
sache, daß die Musteruntersuchung einen all diesen 
Lösungen gemeinsamen Faktor in Form des Begriffs 
der Grenzkosten der Benutzung aufgezeigt und ge-
naue Methoden zur Ermittlung dieser Kosten ge-
liefert hat, ermöglicht es, die ersten Maßnahmen für 
die Abgeltung der Benutzung der Verkehrswege, 
deren Einführung der Ratsbeschluß Nr. 67/790/EWG 
vorsieht, auf eine solide Grundlage zu stützen. 

3. Die vorgeschlagene Maßnahme erhebt keinen 
Anspruch darauf, eine vollständige Lösung des Pro-
blems der Abgeltung der Benutzung der Verkehrs-
wege bei den Nutzfahrzeugen darzustellen. Sie ent-
hält drei Einschränkungen: 

a) Nur ein Teil der Kosten, die der Allgemeinheit 
durch die Benutzung der Verkehrswege ent-
stehen, wird berücksichtigt, nämlich die Grenz-
kosten der Benutzung, die die Veränderungen 
der durch die Schwankungen des Verkehrs ver-
ursachten Betriebs- und Unterhaltungsausgaben 
für die Verkehrswege aufzeigen. 

b) Die Grunddaten für die Festlegung der Steuer-
struktur werden nur für die Außerortsstraßen 
berücksichtigt; Stadtgebiete werden dabei voll-
ständig ausgenommen. 

c) Es wird keine zwingende Verbindung zwischen 
der Höhe der Kosten und der Höhe der Steuern 
hergestellt. Die vorgeschlagene Maßnahme ist 
keineswegs auf die eigentliche Anrechnung der 
Wegekosten abgestellt; sie soll lediglich in der 
Besteuerung die Unterschiede zwischen den 
Grenzkosten der Benutzung der einzelnen Fahr-
zeugkategorien unter Berücksichtigung des Ein-
flusses der Treibstoffbesteuerung ausdrücken. 

Unter diesen Voraussetzungen wird die Anwendung 
dieser Maßnahme hauptsächlich zwei Auswirkungen 
haben: eine unmittelbare Auswirkung, die sich 
durch eine wirtschaftlich korrektere Ausrichtung 
der Wahl zwischen Fahrzeugtypen ergibt; eine mit-
telbare Auswirkung, die sich durch die Annäherung 
der Wettbewerbsbedingungen zwischen Eisenbahn 
und Straße dadurch ergibt, daß die Steuern für die 
schwersten Fahrzeuge besser auf die von diesen 
Fahrzeugen effektiv verursachte Abnutzung der 
Straßen abgestimmt sind. 
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4. Die vorgenannte dreifache Einschränkung bleibt 
nicht ohne eingehende Auswirkungen auf die Trag-
weite der vorgeschlagenen Maßnahme. Aus einer 
Reihe von Gründen scheint sie jedoch unvermeid-
lich. 

Zunächst erklärt sich die Tatsache, daß bei Festset-
zung der Steuerstrukturen nur die Grenzkosten der 
Benutzung berücksichtigt wurden, — wie bereits 
weiter oben gesagt — dadurch, daß diese Kosten 
den einzigen Faktor daistellen, der den einzelnen 
Abgeltungssystemen für die Wegebenutzung ge-
meinsam ist. Auf allen anderen Gebieten weisen 
diese Systeme untereinander wesentliche Unter-
schiede auf, die bei den Besprechungen noch nicht 
verringert werden konnten. So ist die Beschrän-
kung auf die Grenzkosten der Benutzung die ein-
zige Lösung, die der endgültigen Auswahl der 
Grundlagen für die Abgeltung der Benutzung der 
Verkehrswege nicht vorgreift, diese Abgeltung aber 
auf zweckdienliche Art in die Wege leitet und ihr 
eine sinnvolle Ausrichtung gibt. 

Zweitens fehlen noch zuverlässige Daten über die 
Straßen im Innerortsbereich. Darüber hinaus ist das 
Problem der Grenzkosten der Benutzung in Stadt-
gebieten nicht von der gleichen absoluten oder re-
lativen Bedeutung wie auf Außerortsstraßen; es ist 
vielmehr im Verhältnis zu den Stauungen zweit-
rangig, denen auf jeden Fall mit solchen Steuern, 
wie sie in der vorgeschlagenen Maßnahme enthalten 
sind, nicht begegnet werden kann. 

In dritter Linie schließlich kann das Fehlen einer 
engen Verbindung zwischen der Höhe der Steuern 
und der der Wegekosten auch auf das Bestreben 
zurückgeführt werden, der endgültigen Wahl zwi-
schen den einzelnen Abgeltungsmöglichkeiten nicht 
vorzugreifen. Wenn eine solche Verbindung tat-
sächlich vorgenommen würde, bedeutete dies, daß 
einzig die Grenzkosten der Benutzung für diese An-
lastung in Betracht kämen. Andererseits hat es sich 
als notwendig herausgestellt, den Mitgliedstaaten 
bei der Festsetzung der Höhe der Steuern die Be-
rücksichtigung anderer Gesichtspunkte als den der 
Anlastung der Wegekosten zu gestatten, — Ge-
sichtspunkte, die während einer Übergangsperiode, 
während der die Kraftfahrzeugsteuern weiter eine 
allgemeine, nicht zu unterschätzende Haushaltsein-
nahme darstellen, gerechtfertigt sind. Schließlich ist 
in dieser Hinsicht für den notwendigen Übergang 
von der heutigen zu einer zukünftigen Lage, die 
wesentlich anders sein wird, eine anpassungsfähige 
Formel erforderlich. 

5. Die bisherigen Erwägungen zeigen deutlich, daß 
die vorgeschlagene Anpassung der Steuersysteme 
nur als eine erste Maßnahme anzusehen ist, die kei-
neswegs alle Probleme umfaßt, welche sich für die 
Nutzfahrzeuge durch die Abgeltung der Benutzung 
der Verkehrswege ergeben. Ihre größte Unzuläng-
lichkeit beruht darauf, daß sie, wenn sie auch eine 
genauere Ausrichtung bei der Wahl zwischen Fahr-
zeugen ermöglicht, nicht zur Verwirklichung einer 
zeitlich und räumlich optimalen Ausnutzung dieser 
Fahrzeuge beitragen kann. Dadurch wird der Ver-
kehr zu Zeiten und auf Strecken mit größtem An-

drang benachteiligt und im Gegensatz dazu in ver-
kehrsarmen Zeiten und auf wenig befahrenen 
Straßen begünstigt. Weitgehend ausgeglichene Steu-
ern, wie die Treibstoffsteuern und vor allem die 
Kraftfahrzeugsteuern eignen sich sehr wenig zur 
Verwirklichung solcher Vorhaben, die gezielte Maß-
nahmen erfordern. 

Dieser Punkt ist in den Stadtgebieten besonders 
wichtig, die bei den ersten Maßnahmen nicht be-
rücksichtigt werden. Zusätzliche Untersuchungen 
sind auf diesem Gebiet zur Entfaltung der tech-
nischen und wirtschaftlichen Möglichkeiten erfor-
derlich, um Instrumente zu entwickeln, die die Ab-
geltung der Benutzung der Verkehrswege nach Um-
fang des Verkehrs ermöglichen. 

6. Ein letzter Punkt sollte noch betont werden. Die 
derzeitigen Steuersysteme unterscheiden sich von-
einander durch ihre von Land zu Land unterschied-
liche Komplexität und Mannigfaltigkeit. Dieser Tat-
bestand findet seine Erklärung in der fehlenden 
Homogenität der Gesichtspunkte, die die Besteue-
rung der Fahrzeuge beeinflussen, und darin, daß die 
Mitgliedstaaten mittels dieser Besteuerung mehrere 
Ziele wirtschaftlicher und sozialer Art verfolgen. 

Die vorgeschlagene Anpassung der Steuersysteme 
soll diese Vielzahl der Einflüsse und Zielsetzungen 
durch eine einheitliche Konzeption ersetzen, die 
auf Erwägungen über die Abgeltung der Benutzung 
der Verkehrswege beruht. Daraus wird sich unwei-
gerlich eine wesentliche Vereinfachung der Steuer-
vorschriften ergeben, die sowohl die Veranlagung 
der Steuerpflichtigen als auch die Arbeit der Finanz-
ämter erleichtern wird. 

IL Besondere Bemerkungen 

Artikel 1 

In diesem Artikel wird der Zeitpunkt festgesetzt, von 
dem an die Mitgliedstaaten ihre Steuersysteme für 
Nutzfahrzeuge auf der Grundlage der Leitgedanken 
und der Kriterien dieser Richtlinie anpassen müssen. 

Artikel 2 

Dieser Artikel enthält eine Liste der Steuern und 
Abgaben, die in den einzelnen Mitgliedstaaten zur 
Zeit die Steuersysteme umfassen, die unter die vor-
geschlagene Anpassung fallen. Sie umfaßt alle 
Steuern, die zur Zeit für den Verkehr und das Hal-
ten von Nutzfahrzeugen erhoben werden. 

Wenn bis zum Inkrafttreten der Richtlinie neue 
Steuern und Abgaben gleicher Art in irgendeinem 
Mitgliedstaat eingeführt werden, muß diese Liste 
selbstverständlich entsprechend vervollständigt wer-
den. 

Artikel 3 

In diesem Artikel werden die Fahrzeuge genannt, 
clie unter den Anwendungsbereich der Vorschriften 
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dieser Richtlinie fallen. Wie bereits in den allge-
meinen Bemerkungen erwähnt, beziehen sich die 
ersten Maßnahmen im Bereich der Abgeltung der 
Wegebenutzung nur auf Nutzfahrzeuge. Sie er-
strecken sich nicht auf Personenkraftwagen, denen 
dieser Artikel die sogenannten Kombiwagen gleich-
setzt, die sowohl zur Personen- als auch zur Güter-
beförderung benutzt werden können. 

Aus dem Anwendungsbereich der Regelung sind 
Fahrzeuge der Streitkräfte und der Polizei ausge-
nommen, die einer besonderen Zulassung unter-
liegen und im allgemeinen den Vorteil einer Sonder-
regelung für Kraftfahrzeugsteuern und Treibstoff-
steuern genießen. Dieser Ausschluß greift der 
Lösung nicht vor, die später für das Problem des 
Beitrags dieser Fahrzeuge zur Deckung der Wege

-

kosten vorgesehen werden soll. Dieses Problem ist 
nicht dringlich, da es sich nicht darum handelt, den 
Wegebenutzern sämtliche, der Allgemeinheit ent-
standenen Ausgaben für Straßen anzulasten, son-
dern die Steuern, die für die einzelnen Fahrzeug-
kategorien erhoben werden, nach Maßgabe der 
Grenzkosten der Benutzung so anzupassen, daß die 
wirtschaftliche Auswahl gewährleistet ist. 

Positiv ausgedrückt enthält die Begriffsbestimmung 
„Nutzfahrzeug" folgende Fahrzeugkategorien: 

— Autobusse; 

— Lastkraftwagen, Zugmaschinen, Anhänger und 
Sattelanhänger; 

— Sonderfahrzeuge, Baumaschinen, landwirtschaft-
liche Maschinen und Zugmaschinen usw. 

Artikel 4 

Dieser Artikel bestimmt, daß die zur Zeit in den 
Mitgliedstaaten geltenden Steuern und Abgaben 
für Nutzfahrzeuge durch eine Abgabe für die Be-
nutzung der Straßen ersetzt werden. Diese Bezeich-
nung wurde gewählt, um deutlich die ökonomische 
Zweckbestimmung dieser neuen Abgabe aufzu-
zeigen. 

Das im zweiten Absatz enthaltene Verbot soll ver-
hindern, daß die in der Richtlinie festgesetzten Ziele 
durch die Schaffung anderer Steuern und Abgaben 
mit neuen Bezeichnungen, die den Verkehr oder das 
Halten von Nutzfahrzeugen belasten, umgangen 
werden. 

Wohlgemerkt fallen die fraglichen Steuern und Ab-
gaben, soweit sie heute auf die nicht unter die Vor-
schriften der Richtlinie fallenden Fahrzeuge ange-
wandt werden, weiter ausschließlich unter die natio-
nale Gesetzgebung. 

Artikel 5 

Dieser Artikel definiert den Steuergegenstand, der 
dem Verkehr eines Fahrzeugs auf öffentlichen Stra-
ßen entspricht. Die Fahrzeuge, die keine Genehmi-
gung zum Verkehr auf öffentlichen Straßen besitzen, 

ungeachtet der Entternung und in welcher Eigen-
schaft unterliegen somit von vornherein dieser 
Steuer nicht. 

ln der Praxis führt die Zulassung des Fahrzeugs zu 
der Annahme, dali das Fahrzeug tatsächlich ver-
kehrt; man kann somit der Ansicht sein, daß die 
Steuer zu dem Zeitpunkt fällig wird, zu dem das 
Nutzfahrzeug zugelassen wird. 

Artikel 6  

Hauptbestandteil der Grenzkosten der Benutzung 
der Straßen sind die Grenzkosten der Unterhaltung 
und Erneuerung, welche die Ausgaben für die Ab-
nutzung der Fahrbahn durch eine zusätzliche Fahr-
zeugeinheit zum Ausdruck bringen. Der in den Ver-
einigten Staaten durchgeführte AASHO- T est zur 
Bestimmung der Beziehungen zwischen dem Über-
gang von Achsen eines bestimmten Gewichts und 
der Beschädigung der Fahrbahn hat gezeigt., daß 
diese Abnutzung nach Maßgabe der Achslast statt-
findet. Es ist also natürlich, dali das zulässige Ge-
samtgewicht der Fahrzeuge die Bemessungsgrund-
lage für die Abgabe für die Benutzung der Straßen 
darstellt. 

Der zweite Absatz dieses Artikels definiert. den Be-
griff „Gewicht" auf der Grundlage der Vorschriften 
der Konvention der Wirtschaftskommission der Ver-
einten Nationen (ECE) vom 19. September 1949 
über den Straßenverkehr. 

Artikel 7 

Absatz 1 sieht die Schaffung von je nach der Ver-
wendung der Nutzfahrzeuge getrennten Steuertari-
fen vor. Da es Hauptziel der Abgabe für die Be-
nutzung der Straßen ist, denn Verkehrsnutzer die 
richtige Wahl zu ermöglichen, ist es selbstverständ-
lich, daß die Regeln zur Festsetzung der Abgaben 
nach der Richtlinie gesondert auf Fahrzeuggruppen 
anzuwenden sind, zwischen denen tatsächlich eine 
Wahlmöglichkeit besteht. 

Dieser Absatz sieht ferner die Einteilung der Fahr-
zeuge in Steuerklassen vor. Eine Steuerklasse wird 
durch ein zweifaches Kriterium definiert: der Fahr-
zeugkategorie und dem zulässigen Gesamtgewicht.. 

Unter Berücksichtigung der im Zusammenhang mit 
dem vorhergehenden Artikel hervorgehobenen Be-
deutung der Achslast stellt die Zahl der Achsen und 
ihre Anordnung die wesentlichsten Bestandteile des 
Begriffs „Fahrzeugkategorie" dar. 

Absatz 2 enthält eine Aufstellung der Fahrzeugkate-
gorien, zwischen denen bei Anwendung der Ab-
gabe für die Benutzung der Straßen unterschieden 
werden muß. Die diesen Kategorien entsprechenden 
Fahrzeugumrisse sind in der Anlage zu dieser Be-
gründung wiedergegeben. 

Absatz 3 enthält den Grundsatz der Differenzierung 
der Abgabe nach Gesamtgewichtsstufen. Allgemein 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 	Drucksache V/3206 

müssen diese Suiten unter Berücksichtigung der  Da-
ten  über die Grenzkosten der Benutzung und die 
Treibstoffsteuern gemäß Artikel 9 festgesetzt wer-
den. Im Hinblick auf die Ungenauigkeit, die solche 
Berechnungen aufweisen, dürfte es nicht zweckmä-
ßig sein, die Gesamtgewichtsstufen zu klein zu hal-
ten. Stufen von 500 Kilogramm berücksichtigen so-
wohl diese Bedenken als auch die Notwendigkeit, 
die Progression der Kosten genügend zu beachten, 
deren Hauptkomponente, die Grenzkosten der Un-
terhaltung und Erneuerung, eine Exponentialgröße 
der Achslast ist. 

Artikel 8 

Dieser Artikel definiert den Begriff Steuerpflich-
tiger. 

Die derzeitigen Rechtsvorschriften über Kraftfahr-
zeugsteuern sind auf diesem Gebiet nicht einheitlich 
und betrachten als Steuerpflichtigen sowohl den 
Eigentümer des Fahrzeugs als auch die Person, die 
das Fahrzeug verwendet oder betreibt, sowie die 
Person, auf deren Namen das Fahrzeug zugelassen 
ist. Es hat sich herausgestellt, daß der letztgenannte 
Begriff als Grundlage für eine Harmonisierung auf 
der Ebene der Gemeinschaft am geeignetsten ist. 
Seine Verwendung hat insbesondere deshalb unbe-
streitbar praktische Vorteile, weil im allgemeinen 
nur die Person, auf deren Namen das Fahrzeug zu-
gelassen wurde, der Steuerverwaltung bekannt ist. 
Es wird jedoch hervorgehoben, daß für ein nicht zu-
gelassenes Fahrzeug die natürliche oder juristische 
Person, die es verwendet oder betreibt, als Steuer-
pflichtiger angesehen wird. Diese Bestimmung be-
trifft sowohl die Fahrzeuge, die der Zulassung nicht 
unterliegen, als auch die Fahrzeuge, die sich im 
Hinblick auf die Zulassungsvorschriften in einer re-
gelwidrigen Lage befinden. 

Artikel 9 

Der Absatz 1 führt die Grunddaten auf, die bei der 
Ermittlung der Abgaben für die Benutzung der Stra-
ßen für die einzelnen Steuerklassen nach den Vor-
schriften von Artikel 10 beachtet werden müssen. 
Weil es unmöglich ist, die Abgabe aufgrund der 
jedem Fahrzeug eigenen Daten individuell für jedes 
einzelne Fahrzeug zu berechnen, werden diese 
Grunddaten für jede Steuerklasse auf der Grund-
lage der durchschnittlichen jährlichen Benutzung 
der Verkehrswege pro Fahrzeug dieser Klasse fest-
gesetzt. Selbstverständlich muß man sich bemühen, 
der Wirklichkeit bei den grundlegenden Daten für 
die Berechnung so nahe wie möglich zu kommen: 
jährliche Fahrleistung, Kraftstoffverbrauch, Grenz-
kosten der Benutzung. All diese Daten werden für 
das gesamte Staatsgebiet in Rechnung gestellt, da 
die Abgabe für die Benutzung der Verkehrswege 
nicht nach Gebieten differenziert wird. 

Dieser Absatz legt ebenfalls lest, daß die einzelnen 
Grunddaten nur insoweit berücksichtigt werden, als 
sie sich auf die Benutzung von Verkehrswegen 
außerhalb von Ortschaften beziehen. Diese Bestim

-

mung wird dadurch gerechtfertigt, daß die Grenz-
kosten der Benutzung im Innerortsbereich kaum be-
kannt sind und sie dort darüber hinaus auch nur 
eine zweitrangige Bedeutung im Verhältnis zu ande-
ren Kostenfaktoren, wie den Stauungskosten, haben. 
Daher ist die auf den Grenzkosten der Benutzung 
beruhende Abgeltung des Verkehrs auf die Inner-
ortsstraßen kein geeignetes Mittel, den Erscheinun-
gen im innerstädtischen Verkehr wirksam zu be-
gegnen, abgesehen davon, daß sie keine angemes-
sene Differenzierung der Tarife im Hinblick auf die 
den verschiedenen Stadttypen eigenen Charakteri-
stika ermöglicht. 

Der Absatz 2 definiert die Begriffe Grenzkosten der 
Benutzung und Treibstoffsteuer, welche die beiden 
wesentlichen Grunddaten bei der Ermittlung der 
Abgaben für die Benutzung der Verkehrswege dar-
stellen. 

Bezüglich der Grenzkosten der Benutzung hat sich 
bei der Musteruntersuchung gezeigt, daß sie sich 
aus zwei Bestandteilen zusammensetzen: den Grenz-
kosten der Polizei, die die Veränderungen bei den 
Ausgaben für die Verkehrspolizei zum Ausdruck 
bringen, die durch eine Schwankung des Verkehrs 
entstehen, sowie den Grenzkosten der Erhaltung, 
die der durch eine Schwankung des Verkehrs ent-
stehenden Veränderung bei den Ausgaben für Un-
terhaltungs- und Erneuerungsarbeiten an der Fahr-
bahn entsprechen. Alle diese Grunddaten werden 
auf die Verkehrseinheit bezogen. 

Es ist möglich, Aquivalenzziffern aufzustellen, die 
das Verhältnis zwischen den Grenzkosten der Be-
nutzung für die einzelnen Fahrzeugkategorien aus-
drücken. Bei den Grenzkosten der Polizei stellen 
diese Ziffern eine Funktion der Verkehrsbeeinträch-
tigung der Fahrzeuge dar, während sie bei den 
Grenzkosten der Erhaltung bei den meisten Arten 
von Straßen nach der vierten Potenz der Achslast 
variieren. Die Differenzierung zwischen Fahrzeug-
kategorien ist also bei den letztgenannten Kosten 
wesentlich ausgeprägter. 

Bezüglich der Treibstoffsteuern ist festgelegt, daß 
nur die eigentlichen Abgaben auf Mineralöle oder 
sonstige Treibstoffe zur Versorgung der Motoren 
von Nutzfahrzeugen berücksichtigt werden sollen. 
Alle anderen Steuern und Abgaben auf Treibstoffe, 
insbesondere die Mehrwertsteuer, sind also aus-
genommen. 

Absatz 3 soll gewährleisten, daß die Festsetzung 
der Sätze der Abgabe für die Benutzung der Stra-
ßen auf in den ,einzelnen Mitgliedstaaten vergleich-
bare Grundlagen betreffend die Kostenelemente ge-
stützt wird. Zu diesem Zweck sieht er vor, daß die 
Berechnungen über die Grenzkosten der Benutzung 
nach den Methoden durchgeführt werden, die anläß-
lich der Musteruntersuchung definiert worden sind. 
Diese Methoden, die vom Ausschuß der Regierungs-
sachverständigen zur Beratung der Kommission bei 
Kostenuntersuchungen im Verkehr angenommen 
worden sind, werden im einzelnen in dem Bericht 
dargelegt werden, den die Kommission dem Rat 
über die Musteruntersuchung vorlegen wird. 
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Artikel 10 

Dieser Artikel enthält die Grundsatzregel für die 
Festsetzung der Steuerstruktur. Die Unterschiede 
zwischen den auf die verschiedenen Steuerklassen 
anwendbaren Steuern in absoluten Werten müssen 
— auf das Jahr bezogen — denen entsprechen, die 
die nach der in Artikel 9 beschriebene Berechnungs-
weise für die gleichen Steuerklassen aufgezeigt hat. 

Diese Vorschrift soll sicherstellen, daß die Benutzer 
von Fahrzeugen korrekte Wahlen treffen, welches 
auch immer die allgemeine Höhe der Steuern ist, 
für deren Festlegung die Mitgliedstaaten völlige 
Freiheit behalten. Dazu ist es notwendig, daß die 
Benutzer die Folgen ihrer Wahl tragen, das heißt, 
daß der Abgabenzuschlag, den sie dafür zahlen, daß 
sie das eine und nicht das andere Fahrzeug benut-
zen, gleich der Erhöhung der Grenzkosten der Be-
nutzung ist, die der Verkehr dieses Fahrzeugs mit 
sich bringt. 

Artikel 11 

Die nach Artikel 10 unter Berücksichtigung der Be-
stimmungen des Artikels 9 festgesetzten Steuern 
gelten natürlich nur insoweit, als die ursprünglich 
festgelegten Grunddaten unverändert bleiben. Bei 
jeder Änderung eines oder mehrerer dieser Grund-
daten — Änderung der Treibstoffsteuer, der durch-
schnittlichen Jahresfahrleistung usw. — muß ge-
prüft werden, ob sich dadurch eine wesentliche Ver-
änderung der Unterschiede zwischen den vorher 
festgesetzten Steuern ergibt. 

In diesem Zusammenhang wird darauf zu achten 
sein, daß die Mitgliedstaaten eine größere Stabilität 
bei den Sätzen der Abgabe für die Benutzung der 
Straßen dadurch erreichen können, daß sie anläß-
lich ihrer Festsetzung und aufgrund des Aktualisie-
rungsverfahrens voraussichtliche Änderungen be-
rücksichtigen, die die bisherigen Grunddaten der 
Berechnung beeinflussen können. 

Artikel 12 

Die Fahrzeuge bestimmter Kategorien verkehren 
nur relativ wenig auf öffentlichen Straßen und ver-
ursachen allgemein nur unbedeutende Grenzkosten 
der Benutzung. 

Da es sich hier um eine in allen Mitgliedstaaten 
gleichartige Lage handelt, erscheint es angebracht, 
den Mitgliedstaaten vorzuschreiben, daß diese Fahr-
zeuge a priori von der Zahlung der Abgabe befreit 
werden. 

In diesem Artikel sind die Fahrzeuge aufgeführt, 
die unter diese Vorschrift fallen. Er legt außerdem 
ein Verfahren zur späteren Abänderung der Liste 
dieser Fahrzeuge fest. 

Artikel 13 

Absatz 1 dieses Artikels sieht die Möglichkeit vor, 
daß jeder Mitgliedstaat, nach Anhörung der Kom

-

mission, andere als die in Artikel 12 zu gewährende 
Abgabenbefreiungen vornehmen sowie Abgabener-
mäßigungen und -erhöhungen einführen kann. 

Um zu vermeiden, daß sich die entsprechenden Maß-
nahmen den Zielsetzungen dieser Richtlinie entge-
genstellen, müssen sie auf den in Artikel 9 genann-
ten Ermessungsgrundlagen beruhen, soweit sie Nutz-
fahrzeuge für den Personen- und Güterverkehr be-
treffen. Es muß verhindert werden, daß die Abgabe 
für die Benutzung der Straßen zu wirtschafts- oder 
sozialpolitischen Zwecken verwendet wird, die 
keine Verbindung zu einer rationellen Abgeltung 
der Benutzung aufweisen. Diese Auffassung ent-
spricht der ständig von der Kommission vertretenen 
These, daß direkte Beihilfen den Beihilfen oder 
Unterstützungen vorzuziehen sind, die auf dem Um-
weg über Maßnahmen für den Verkehr bewilligt 
werden. 

Absatz 2 unterläßt es den einzelnen Mitgliedstaa-
ten, die Formel für die Gewährung von Ermäßigun-
gen, Befreiungen oder Erhöhungen der Abgabe zu 
wählen, die in Anwendung der soeben erläuterten 
Bestimmungen festgelegt wurden. Wenn die Fahr-
zeuge, die unter eine solche Maßnahme fallen, ge-
nau definiert werden können, scheint die geeignet-
ste Lösung darin zu bestehen, daß eine Sonderposi-
tion in den Steuertarifen geschaffen wird. Ist dies 
nicht der Fall, dürfte es zweckmäßig sein, die Be-
freiungen und Ermäßigungen a posteriori jeweils 
aufgrund von begründeten Anträgen der Steuer-
pflichtigen vorzusehen. 

Artikel 14 

Zur Zeit sind die Sätze der Steuer auf Dieselöl und 
Benzin unterschiedlich. In Anbetracht der Art und 
Weise, wie die Abgabe für die Benutzung der Stra-
ßen ermittelt wird, kann diese Tatsache in vielen 
Fällen zur Anwendung von unterschiedlichen Steu-
ersätzen je nach der Art des für das Nutzfahrzeug 
verwendeten Treibstoffs führen. Dieser Artikel soll 
die Einführung solcher Sätze für die Fälle bindend 
vorschreiben, in denen eine bedeutende Differenz 
zwischen den Steuern auf Dieselöl bzw. auf Benzin 
vorliegt. 

Artikel 15 

Absatz 1 bestimmt, daß die Abgabe im voraus er-
hoben wird; sie wird fällig, sobald das Fahrzeug in 
den Verkehr gebracht wird. Der Besteuerungszeit-
raum kann zu jedem beliebigen Zeitpunkt begin-
nen. Aus praktischen Gründen wird hinsichtlich des 
Erhebungsverfahrens dieser Zeitraum von jedem 
Mitgliedstaat festgelegt; die Notwendigkeit, die 
verwaltungstechnischen Arbeiten zu verringern, läßt 
jedoch die Festlegung einer unteren Grenze als 
zweckdienlich erscheinen. 

Absatz 2 sieht Ausnahmen von dieser allgemeinen 
Regel vor, um die Tatsache zu berücksichtigen, daß 
gewisse Fahrzeuge nicht ständig eingesetzt sind. Zu 
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diesem Zweck reröffnet er den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit, Monats- oder Tagessätze anzuwenden. 

Absatz 3 untersagt jede Abgabenerhöhung oder Er-
hebung von irgendwelchen Gebühren bei Anwen-
dung von Monats- oder Tagessätzen. Diese Bestim-
mung wird durch das Bemühen gerechtfertigt, jeg-
liche Besteuerung oder Maßnahme gleicher Auswir-
kung zu untersagen, die das Verkehren oder Halten 
von Nutzfahrzeugen trifft und die nicht auf den in 
Artikel 9 Absatz 1 genannten Grunddaten beruht. 

Artikel 16 

Dieser Artikel enthält die Vorschriften für Fahr-
zeuge, die aus dem Verkehr gezogen werden. Um 
ein Ubermaß an Verwaltungsarbeit zu vermeiden, 
beschränkt er die Verpflichtung der Abgabenrück-
erstattung auf Stillegungen während einer Mindest-
dauer. 

Artikel 17 

Dieser Artikel legt die Pflichten und Rechte der 
Steuerpflichtigen bei Änderungen, die sich auf die 
Besteuerung des Nutzfahrzeugs auswirken, genau 
fest. 

Artikel 18 

Dieser Artikel legt die Besteuerungsbedingungen 
für Satteleinheiten dar. 

Diese Einheiten werden mehr und mehr mit verän-
derlicher Zusammensetzung verwendet: Ein Sattel-
schlepper wird abwechselnd an verschiedene Sattel-
anhänger und umgekehrt wird ein Sattelanhänger 
nacheinander an verschiedene Sattelschlepper ge-
koppelt. So muß man diese verschiedenen Verwen-
dungsmöglichkeiten berücksichtigen, indem man 
dem Benutzer die Möglichkeit gibt, entweder eine 
Einheit mit unveränderlicher oder eine Einheit mit 
veränderlicher Zusammensetzung anzumelden. 

Artikel 19 

Die Fahrzeuge, die in Anwendung der Vorschriften 
dieser Richtlinie der Abgabe für die Benutzung der 
Straßen unterliegen, sind zum Teil im grenzüber-
schreitenden Verkehr eingesetzt. Um zu gewährlei-
sten, daß sich daraus keine Verzerrung der Wett-
bewerbsbedingungen ergibt, bestimmt dieser Arti-
kel, daß die Abgabe auf diese Fahrzeuge unter den 
Bedingungen der Verordnung des Rats über die 
Beseitigung der Doppelbesteuerung bei der Kraft-
fahrzeugsteuer im grenzüberschreitenden Verkehr 
angewendet wird. 

Artikel 20 

Dieser Artikel soll gewährleisten, daß alle Mitglied-
staaten die Bestimmungen der Richtlinie und ins-
besondere diejenigen, die die Festlegung der Sätze 
der Abgabe für die Straßenbenutzung betreffen, ein-
heitlich anwenden. 

Zu diesem Zweck ist es von Bedeutung, daß die 
Kommission überprüfen kann, ob die Ermittlung der 
Grenzkosten der Benutzung ordnungsgemäß auf der 
Grundlage der bei der Musteruntersuchung definier-
ten Berechnungsmethoden durchgeführt worden ist 
und ob die Steuertarife entsprechend den Bestim-
mungen von Artikel 10 erstellt worden sind. 

Mit der Mitteilung der Ergebnisse der Kostenbe-
rechnungen und der Entwürfe dieser Vorschriften, 
die die Mitgliedstaaten an die Kommission richten, 
wird dieser Forderung entsprochen. Es ist vorgese-
hen, zur Prüfung dieser Angaben und Vorschriften 
den in Artikel 5 der Entscheidung Nr. 65/270/EWG 
genannten Ausschuß der Regierungssachverständi-
gen heranzuziehen, der für diese Aufgabe besonders 
geeignet scheint, da er an allen vorbereitenden Ar-
beiten, die zu der vorliegenden Richtlinie geführt 
haben, weitgehend teilgenommen hat. 

Artikel 21 

Ohne Kommentar. 
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Liste der in Artikel 7 Absatz 2 genannten Fahrzeugkategorien 

Kraftfahrzeug mit 2 Achsen 

Kraftfahrzeug mit 3 Achsen 

Satteleinheit mit einem Sattelanhänger mit einer 
Achse, der an einen Sattelschlepper mit zwei Achsen 
gekoppelt ist 

Satteleinheit mit einem Sattelanhänger mit zwei 
Achsen, der an einen Sattelschlepper mit zwei 
Achsen gekoppelt ist 

Satteleinheit mit einem Sattelanhänger mit einer 
Achse, der an einen Sattelschlepper mit drei Achsen 
gekoppelt ist 

Satteleinheit mit einem Sattelanhänger mit zwei 
Achsen, der an einen Sattelschlepper mit drei 
Achsen gekoppelt ist 

Anhänger mit 2 Achsen 

Anhänger mit 3 Achsen 


